
PB.S-01-072 Kapitel 3: Solidarität sichern

Antragsteller*in: Birgit Wollbold (KV Rhein-Kreis-Neuss)

Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 71 bis 73 einfügen:
Angeboten im Sozialraum, bei allen Bau- und Wohnumfeldmaßnahmen, die Kinder und
Jugendliche betreffen, werden wir sie beteiligen, ihr Wohl sichern und dies im
Baugesetzbuch und im Bundesimmissionsschutzgesetz berücksichtigen. Im
Bundesimmissionsschutzgesetz sollen zusätzlich zum Spielen und Sporttreiben von
Kindern auch spielerische und sportliche Aktivitäten von Jugendlichen privilegiert
werden.

Begründung

In der kommunalen Praxis haben wir vielerorts das Problem, dass Bolzplätze, Skater-
oder Streetballanlagen wegen Beschwerden von Anwohner*innen geschlossen oder in
der Nutzung stark eingeschränkt werden müssen. Die Anwohner*innen beschweren
sich über zu hohe Lärmimmissionen. Der Lärm von Kindern bis zu 14 Jahren wird im
Bundesimmissionsschutzgesetz §22 (1a) seit 2011 im Regelfall als nicht-schädliche
Umwelteinwirkung qualifiziert. Imissionsgrenz- und Richtwerte dürfen bei der
Beurteilung nicht herangezogen werden. Die mit der Nutzung einhergehenden
Geräusche werden rechtlich als ortsüblich und sozialadäquat angesehen und müssen
hingenommen werden. Jugendlichen genießen dagegen keine Privilegierung. Ab 15
Jahren gelten strenge Lärmschutzbestimmungen, die jugendliche Treffpunkte von
Skater*innen, Fußballer*innen und Basketballspieler*innen in Frage stellen und die
Jugendlichen in Ortsrandlagen abdrängen. Wir halten es für gesellschaftlich nicht
vertretbar, dass der Nachwuchs, sobald er dem Kindesalter entwachsen ist, in die weit
abgelegene Peripherie ausweichen soll. Die Entfernung von den Wohnquartieren wirkt
abschreckend und sorgt für weniger sportliche Betätigung der Jugendlichen. In der
Peripherie fehlt es zudem häufig an sozialer Wahrnehmung und sozialer Kontrolle. Die
Jugendlichen gehören in die Mitte unserer Gesellschaft, unserer Wohnorte und Städte.
Schutzmaßnahmen, wie z.B. hohe Lärmschutzmauern um solche Anlagen, halten wir
für den falschen Weg, er ist in vielen Fällen auch keine Lösung.

Deshalb sollten wir Geräuscheinwirkungen, die von öffentlichen Spiel-, Sport und
Freizeiteinrichtungen wie Skateranlagen durch Jugendliche ausgehen, im
Bundesimmissionsschutzgesetz genauso wie Kinderlärm als im Regelfall nicht-
schädliche Umwelteinwirkungen klassifizieren.

weitere Antragsteller*innen

Jochen Andretzky (KV Rhein-Kreis-Neuss); Simon Rock (KV Rhein-Kreis-Neuss); Elias
Aaron Ackburally (KV Rhein-Kreis-Neuss); Carsten Bernsee (KV Rhein-Kreis-Neuss); Dirk
Schimanski (KV Rhein-Kreis-Neuss); Angela Stein-Ulrich (KV Rhein-Kreis-Neuss); Tobias
Edward Freitag (KV Rhein-Kreis-Neuss); Morice-Constantin Ippers (KV Rhein-Kreis-
Neuss); Lukas Hanskötter (KV Rhein-Kreis-Neuss); Swenja Krüppel (KV Rhein-Kreis-
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Neuss); Mika Hoff (KV Rhein-Kreis-Neuss); Tobias Grupe (KV Halle); Detlef Harting (KV
Rhein-Kreis-Neuss); Petra Schenke (KV Rhein-Kreis-Neuss); Julia-Kathrin Edelburg (KV
Rhein-Kreis-Neuss); Joerg Utecht (KV Rhein-Kreis-Neuss); Christian Tümmers (KV Rhein-
Kreis-Neuss); Robin Wagener (KV Lippe); Martin Kresse (KV Rhein-Kreis-Neuss); Nils
Dietrich (KV Rhein-Kreis-Neuss); Axel Fengler (KV Rhein-Kreis-Neuss); Tanja
Hannemann (KV Rhein-Kreis-Neuss); Katharina Voller (KV Rhein-Kreis-Neuss);
Bernadette Acht (KV Rhein-Kreis-Neuss); Ingo Stuckmann (KV Mülheim); Pedro
Domingo Hernandes Lopez (KV Rhein-Kreis-Neuss); Lothar Kemmerzell (KV Soest);
Reiner Leusch (KV Rhein-Kreis-Neuss); Jörg Pesch (KV Rhein-Kreis-Neuss)
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